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I. Der Begriff des Verbraucherschutzrechts

A. Schwierigkeiten und Sinn einer Definition

Angesichts des Fehlens eines einheitlichen, gesetzlich festgelegten Be­
griffs im österreichischen wie im Gemeinschaftsrecht ist Verbraucher­
schutz(recht) schwierig zu definieren, wenn man Trennschärfe und Überein­
stimmung mit dem juristischen Alltagsgebrauch zugleich anstrebt'). Eine 

') Zum Verbraucher- und Verbrnucherschutzrechtsbegriff im österreichischen. 
deutschen und Gemeinschaftsrecht zB We11ger, Der Verbraucherschutz im öster­
reichischen Verwaltungsrecht, JBI 1970, 230; Reicltert-Facilides, Einführung in die 
Thematik „Internationales Verbraucherschutzrecht", in: Sc/111ydrr ua (Hrsg), Interna-
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trennscharfe Begriffsfossung könnte Verbraucherschutzrecht als Sonderzi­
vilrecht begreifen, also als Summe von Regelungen, die jenen Personen die 
Waren und Dienstleistungen zu privaten Zwecken in Anspruch neh:nen 
(wollen), besondere Rechte gegenüber den professionellen Anbietern dieser 
Güter einräumen'). Allerdings verzichten manche Vorschriften, die zum 
Ver�raucherschut�recht gezählt werden, auf die Unternehmereigenschaft des 
Anbieters oder die außerberufliche Verwendung durch den Erwerber des 
Gutes'); andere Regelungen räumen nicht nur Verbrauchern, sondern auch 
- oder sogar in erster Linie - Konkurrenten der Unternehmer Rechte ein');
und vor allem wäre mit diesem engen Begriff das gesamte öffentliche Ver­
braucherschutzrecht ausgeschlossen, das großteils aus Vorschriften besteht
die den Anbietern von Waren und Dienstleistungen Pflichten nicht direk;
g�genüber den Verbrauchern, sondern gegenüber dem Staat auferlegen, 
die zud��n ne?en dem Verbraucherschutz oft auch andere Ziele verfolgen') 
und daruberhmaus gelegentlich auch nichtwirtschaftliche Beziehungen er­
fassen"). 

Im folgenden gehe ich daher unter Verzicht auf Trennschärfe von ei­
nen� �eit�m Beg_riff von Verbraucher�chutzrecht aus, der jene Regelungen
umtabt, die zummdest auch und we111gstens typischerweise die Interessen 

tinnales Verbraucherschutzrecht ( 1995) 1 IT; We/,er/Wahe/ 1• Wiese11tre11, Verbrau­
che1:schu1z und B�111dcsstaatsrefonn im Lichte der Europäischen Integration ( 1996) 
25 11: Stuher, Verlassungsrechtl1che Konturen eines Verbraucherrechts, in: Uikes-FS 
( 1989) 591; Dreher, Der Verbraucher - Das Phantom in den opera des europäischen 
u�d _deutschen Rechts?, .IZ 1997, 167; Reiclt, Europäisches Verbraucherrecht (1996)
6., 11: Ll'Citl'ler, Verbraucherschutz, in: Da11ses (Hrsg), Handbuch des EU-Wirl­
schaltsrechts (LoseblaLtSlg, 1993 ft) H.V. Rn 31 ff; sowie Rasclwuer, in diesem
Band.

'Vgl Kreici, Gewerbeordnung und Konsumentenschutz, in: Kori11l'k (Hrsg), Ge­
werberecht ( 1994) 227 (228). 

') ZB das ßauträgervertragsG oder die Bestimmungen des Konsume111en­
sL'lrn1zG über den Rücktritt von lmmobiliengeschiiflen und Pauschalreisen· beide ent­
halten in: .fl'sse!·/Kil'1111/!Sc/11rnr:l'11l'gger, Das neue Konsumentenschutzre�hl ( 1997). 
Das l'ro_dukthaltungsgesetz schützt nicht nur Vertragspartner, sondern auch unbetei­
ligte !?ritte, das VersicherungswrtragsG auch gewerbliche Versicherungsnehmer und 
das E111lagens1chcrungssystem nach dem BankwesenG erfaßt auch Einlagen von an­
lkn:n als Verbrauchern. 

') Vgl zum UWG Riifjler, in diesem Band. 
') Vgl zß Rmclwuer, in diesem Band, zu Funktionsschutz und Verbraucher­

schutz im Wi1 tschaftsaufsichtsrecht. 

. · '") Vg_l zß d(e RV zum Euro-WährungsangabenG (1639 BlgNR XX.GP), die
n1cl11 nur e111e Pflicht der Unternehmer zur doppelten Preisauszeichnung vorsieht, 
sonclei·n auch die bescherderlassemlen Behörden zur Angabe von Geldbeträgen in 
Sch1ll1ng und Euro _veq?fl_ichtet (!i 29); allgemein: Schilc/1er/Bre1sch11eicler (Hrsg), 
Konsumentenschutz 1111 ollen II 1chen Recht (1984 ). 
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der Verbraucher schützen, sei es auch außerhalb von konkreten Rechtsbezie­
hungen zu Anbietern von Waren und Dienstleistungen, wie etwa im Rahmen 
der Rechts- und Normerzeugung. 

Im übrigen hat der Verbraucherschutzbegriff zwar heuristische Be­
deutung, doch aus rechtsdogmatischer Sicht kommt es nicht so sehr auf 
eine allgemeine und trennscharfe Definition, sondern statt dessen vor 
allem auf eine genauere Auseinandersetzung mit den unter dem Titel Ver­
braucherschutz verfolgten Einzelzielen an, denn diese Ziele legen nicht 
nur eine bestimmte Fassung von Definitionselementen und oft auch eine 
bestimmte rechtstechnische Ausgestaltung der einschlägigen Vorschriften 
nahe, sondern sie bestimmen erst den inhaltlichen Zusammenhalt der 
Regelungen, und nicht zuletzt spielen sie eine wesentliche Rolle für die 
kompetenz- und grundrechtliche Zulässigkeit von Verbraucherschutzmaß­
nahmen. 

B. Ziele des Verbraucherschutzrechts

Verbraucherschutzrecht ist die Reaktion auf zwei Tatsachen des Wirt­
schaftslebens: auf die regelmäßige Unterlegenheit des verbrauchenden „Lai­
en" gegenüber dem anbietenden „Profi", und auf die schwindende Anschau­
lichkeit der Wirtschaftswelt. Die erstere bedarf keiner näheren Erläuterung, 
wird aber durch die zweitere noch verstärkt: fo der Wirtschaftstheorie wird 
manchmal zwischen „Such-", ,,Erfahrungs-" und ,,Vertrauensgütern" unter­
schieden'). ,.Suchgütem" sieht man ihre Qualität an, man muß sie nur su­
chen. Die Qualität von „Erfahrungsgütern" erschließt sich erst beim Kon­
sum; als Beispiel werden hier Fischkonserven angegeben. Die Qualität von 
,,Vertrauensgütern" schließlich entzieht sich der Beurteilung durch den Ver­
braucher auch nach ihrer Nutzung; ob der Rechtsanwalt, Versicherungsmak­
ler oder der Vermögensberater ordentlich gearbeitet hat, kann in vielen Be­
reichen nur ein anderer Experte feststellen. Interessanterweise werden nun 
Tomaten oder Kartoffel als Beispiele für Suchgüter genannt, was angesichts 
der Möglichkeit gentechnischer Veränderungen und radioaktiver Bestrah­
lung niclu auf der Hand liegt, und auch wr Erm.iulung der Zu. ammcn et­
zung von Fischkonserven reicht E ·sen allein wohl kaum aus. Die Beispiele 
zeigen aber gerade deshalb ehr gu1, daß immer mehr Waren und Dien tlei-
tungen zu Vertrauensgütern werden. Unter dies 11 Um tänden kommt dem 

Machtungleichgewicht zwischen Anbietern und Verbrauchern noch gröBeres 
Gewicht zu, weil die Gefahr wirtschaftlicher Übervorteilung ·teigt, wenn 

') Bonus, Wenn die Vertrauensbildung zum Schlüsselfaktor wird, Neut: Zür­
cher Zeitung, 27./28.6.1998, 87. 
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man -�tie Q�1aliHit des �utes nicht erkennen kann. Aber auch ganz allgemein
verstarkt s!ch durch die schwindende Anschaulichkeit der Wirtschaftswelt 
der Bedart nach vertrauensbegründenden Mechanismen. D.Js Verbraucher­
schutzrecht ist ein solcher Mechanismus. 

Im einzelnen lassen sich Verbraucherschutzregelungen in Anlehnung 
an Art 153 Abs I EGV (1dF des Vertrags von Amsterdam) drei Hauptzielen 
zuordnen: dem Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Sicherheit der 
Konsumenten, dem Schutz ihrer wi11schaftlichen Interessen und - auch un­
ablüingig von drohenden Gefahren - der Sicheruno ihrer Möglichkeit unter 
Produ!(ten und Dienstleistungen verschiedener At�, Herkunft oder Q'ualitiit 
bewubt zu wahlen. Das komplexeste Zielbündel ist dabei wohl der Schutz 
�irtschaftl_icher In�eressen: Er erschöpft sich nicht in der Verhinderung von
Ubervorteilung bei Vertragsanbahnung, -abschlul3 und -beendigung sowie 
durch den Vertragsinhalt, sondern kann auch darauf abzielen daß die Kon­
sumenten bestimmte Güter und Dienstleistungen auch dann �md dort ange­
boten zu erhalten, wo der Markt nicht oder nicht zufriedenstellend funktio­
niert. Dieses Interesse liegt etwa dem NahversorgungsG ebenso zuorunde 
wie den Regelungen über eine Grundversorgung im Telekommunk:tions­
bereich"). Nicht zuletzt umfaßt das Verbraucherschutzrecht auch Vorkeh­
rungen gegen Leistungsstörungen, indem es zB bestimmte Fähiokeiten 
oder K�nntni�se von den Anbietern verlangt, Mindestqualitäten für Pi':"odukte 
und D1enstle1stungen festlegt oder in besonders sensiblen Bereichen die 
Folgen eines Konkurses des Vertragspartners zu mildem sucht wie zB 
die Reisebüro-Sicherungsverordnung'') oder die Bestimmungen des § 91 
BankwesenG über ?as Einlagensicherungssystem. Schließlich gehört auch 
der Ersatz von erlittenen Schäden zu den wirtschaftlichen Verbraucher­
interessen. 

, 
Wie das Beispiel vo,� Procluktkennzeichnungsvorschriften zeigt, schlie­

ben die genannten Ziele emander natürlich nicht aus, und die Aufzähluno ist
auch nicht vollständig, denn gelegentlich geht es auch um den Schutz a�de­
rer n_icht_wirtschaftlicher Interessen der Verbraucher, zB ihrer Privatsphäre'"). 
Schl1eßl1ch kann man auch, wie dies Art 153 Abs I EGV tut in der Förde­
rung der Bildung von Verbraucherschutzvereinigungen nicht 'nur ein Mittel 
zur Durchsetzung der anderen Ziele des Verbraucherschutzes sondern ein 
Ziel für sich selbst sehen. 

' 

'J * 24 ffTelckommunikaLionsG. 
·:) ßGBI 1994/881 idFBGßl 1996/170.
'") So zB Arl 10 tlt:r RL 97 /7 /EG cles Europfüschen Parlaments und cles Ra1es v

20. '.'i. t �
997 liber den Verbraucherschutz bei Vcrtragsabschliissen im Fernabsatz,

Al31 1 ))7/L_ 144/19_ v_ 4.6.1997 mit Beschränkungen der Telefon- untl Telefax­
werbung; wellen: Be1sp1ele bei f?asch(llll!r, in diesem Band (FN 80). 
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II. Gemeinschafts- und verfassungsrechtliche
Rah1nenbedingungen für das 

Verbraucherschutzrecht 

A. Kompetenzen

Kompetenzrechtlich ist natürlich zunächst zwischen der Gemein­
schaftsrechtsebene'') und dem nationalen Verfassungsrecht zu unterschei­
den. Im EG-Vertrag fand sich der Verbraucherschutz ursprünglich nur punk­
tuell berücksichtigt, so zB als ein Ziel der gemeinsamen Landwirtschaftspo­
litik (jetzt A11 33 Abs 1 lit e) oder als ein Schutzgut des Wettbewerbsrechts 
(jetzt Art 82 S 2 lit b). Das hat die Europäischen Organe freilich nicht gehin­
dert, eine eigene Verbraucherschutzpolitik zu entwickeln, zumal der Ver­
braucherschutz vom EuGH als Grund für nationale Beschränkungen der 
Grundfreiheiten anerkannt wurde") und entsprechende Regelungen damit in 
das Blickfeld von Rechtsangleichungmaßnahmen der Gemeinschaft gerie­
ten; einschlägige Richtlinien wurden auf Art 100 (heute: 94) und ergänzend 
auf Art 235 (heute: 308) EGV gestützt. Mit der Einheitlichen Europäischen 
Akte fand der Verbraucherschutz dann als allgemeines Ziel der Tätigkeit der 
Gemeinschaft formelle Berücksichtigung im Vertrag (heute: Art 3 Abs 1 
lit t), und mit dem neugeschaffenen Art 100a (heute: 95) EGV wurde auch 
eine eindeutige Grundlage für binnenmarktbedingte Rechtsangleichungs­
maßnahmen des Verbraucherschutzes mit qualifizie11er Mehrheit im Rat ge­
schaffen. Der Vertrag von Maastricht brachte dann mit A11 129a einen eige­
nen Titel zum Verbraucherschutz, der durch seine Neufassung als Art 153 
im Amsterdamer Vertrag verstärkt und ausgebaut wurde. Zusammenfassend 
und vereinfachend kann man sagen, daß der Vertrag heute verbraucher­
schutzregelnde oder -fördernde AktivitUten der Gemeinschaft in dreierlei 
Form vorsieht: 

Erstens geht es um die Harmonisierung des Verbraucherschutzrechts 
als flankierende Maßnahme der Herstellung des Binnenmarktes, weil die 
Freiheit des wirtschaftlichen Austausches auf der Basis des Anerkennungs-

") Dazu zB Lecheler (FN 1) Rn I ff; RC'ich (FN 1) 33 ff: / -friss, Verbraucher­
schutz im Binnenmarkt: Art 129a EGV und die wirtschaftlichen Verbraucherinteres­
sen, ZeuP 1996, 625; Dauses!S1w111, Rechtliche Grundlagen des Verbraucherschutzes 
im EU-Binnenmarkt, ZfRV 1996, 133; Zisclika, Die Rechtsetzungskompetenzen der 
Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes ( 1997); Kic11/e, 
Verbraucherschutz, in: Bcrg11w1111ILC'11z (Hrsg), Der Amsterdamer Vertrag ( 1998) 
149; und das Arbeitsdokument der Kommission „Verbraucherpolitik: Bisherige Er­
rungenscharten" v 26.3.1998, SEK( 1998)564. 

") Ständige RSp seit EuGH 20.2.1979, Rs 120/78, Cassis dC' D(iv11, Slg 1979. 
649. 
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prinzips i�ur funktion_iere11 kun11. wenn ihn nationale V..:rbraucherschutzrege­
lungen 111cht durch ihre Unterschiedlichkeit bchi11dern und wenn gewisse 
verbrau�herschi.itzende Mindeststandards gemeinschaft ·weit gewährleistet 
smd. Dies 1st das Programm de Art 95 EGV. auf den rt 153 Abs 3 lit a 
verweist, aber auch, wie man hinzufügen sollte, speziellerer Binnenmarkt­
vorschriften wie zB jener über die Koordinierung von Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften zur Erleichterung der Niederfassungsfreiheit im heutigen 
Art. 47 Abs 2 EGV. Auf diese Bestimmung wurde etwa die Richtlinie ü�ber
die Einlagensicherunssysteme der Banken'-') gestützt. 

Zweitens hat die Gemeinschaft, wie der neue Art 153 Abs 2 EGV nun 
ausdrücklich festhält, den Erfordernissen des Verbraucherschutzes bei der 
Festlegung und Durchführung der anderen Gemeinschaftspolitiken und 
-maßnahmen Rechnung zu tragen. Beispiele für diese Vorgangsweise sind
Verbraucherschutzregelungen im Rahmen von auf den heutigen Art 86 EGV
gestützten Ri�htlinien der Kommission zur Liberalisierung des Telekommu-
111ka11onsbere1c!1es oder Regelungen von Herkunftsbezeichnungen für Agrar­
erzeugnisse aut der Grundlage von (heute) Art 37 EGV"). In den beiden bis­
her genannten Fällen ist der Verbraucherschutz also eine Querschnittskom­
pe!enz. Verbra�cherschutzn�aßnahmen werden hier auf Ermächtigungen ge­
stutzt, die prunar anderen Zielen dienen, und sie bleiben daher diesen Zielen 
letztlich auch untergeordnet. 

Drittens schließlich hat die Gemeinschaft mit Ait 153 Abs 3 lit b EGV 
eine gegenüber anderen Politikzielen eigenständige, aber schwächer fo1mulierte 
Kompetenz zur Maßnahmen der Unterstützung, Ergänzung und Überwachung 
der Verbraucherschutzpolitik der Mitgliedstm1ten, die für Richtlinien erstmul; 
bei der Neuregelung der Preisangaben'5) in Anspruch genommen wurde.

Die Unterscheidung der einzelnen Rechtsgrundlagen mag im Einzelfall 
zwar schwerfallen"'), ist jedoch notwendig, weil damit nicht nur das Gesetz­
gebungsverfahren auf Gemeinschaftsebene, sondern auch der verbleibende 
Regelungsspielraum der Mitgliedstaaten bestimmt wird. Während die ande-

11) RL 94/19/EG des Europüischen Parlaments und des Rates liber Einlagensi­
chcrungssysteme, Aßl 1995/L 135/5 v 31.5.1995; zur Zullissigkeit der Wahl dieser 
RL'chtsgrundlage EuGl-1 1 '.U.1997, Rs C-233/94, DeutscMmtd/Rut, Slg 1997 1-2405. 
. ") ZB RL 90/388/EWG der Kommission liber den Wettbewerb auf dem Markl 
liir Telekommunikationsdienste, ABI 1990/L 192/10 v 24.7.1990; VO 2081/92/EWG 
des Rates zun� Schutz von geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen flir 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel, Aßl 1992/L 208/1 v 14.7.1992. 

L') RL 98/6/EG des Europliisehen Parlaments und des Rates liber den Schutz 
der Verbraucher bei der Angabe der Preise th:r ihnen angebotenen Erzeugnisse 
ABI 1998/L 80/27 v 18.3.1998. 
, "') Vgl den in FN 13 genannten Fall und insbesondere die Ausfiihrungen des

Generalanwalts zur Abgrenzung der (damaligen) Art 57 Abs 2 und Art 129a EGV. 

6 

Öffentliches Recht als Instrument des Verbraucherschutzes 

ren Tatbestände grundsätzlich auch eine Vollharmonisierung erlauben und 
nationale Sonderregelungen daher nur mehr im Rahmen sekundärrechtlicher 
Ermächtigungen oder unter den strengen Voraussetzungen des Art 95 
Abs 3 ff EGV zulässig sind, können verbraucherschützende Maßnahmen der 
Gemeinschaft auf der Grundlage des 153 Abs 3 lit b EGV von vornherein 
nur Mindeststandards setzen. Die Mitgliedstaaten sind in solchen Fällen 
nach der ausdrücklichen Vorschrift des Art 153 Abs 5 EGV nicht gehindert, 
strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten oder zu ergreifen, wenn sich 
diese mit den übrigen Vertragsbestimmungen vereinbaren lassen. 

Das österreichische Verfassungsrecht weist den gesetzgeberischen 
Schutz der Verbraucher oder Konsumenten .im Ergebnis großteils dem Bund 
zu. Freilich ist dies eine sehr pauschale Feststellung 11). Verbraucherschutz 
oder Konsumentenschutz als eigener Kompetenztatbestand existiert nicht, 
sondern verbraucherschützende Maßnahmen dürfen nur im Rahmen anderer 
Kompetenzen gesetzt werden. Es gibt fast keinen Tatbestand, der nicht dafür 
in Frage käme; die Palette reicht von der allgemeinen Zivilrechtszuständig­
keit über die einzelnen wi1tschaftsrelevanten Kompetenztatbestände ein­
schließlich verschiedener fugitiver Verfassungsbestimmungen bis zu Art 15 
und 17 B-VG. Eine Aufzählung ist hier also nicht sinnvoll. Hingewiesen soll 
allerdings darauf werden, daß man den Verbraucherschutz zwar als Quer­
schnittsmaterie bezeichnen kann, doch nicht vergessen sollte, daß es dabei 
auch im jeweiligen Kompetenzbereich nicht um einen irgendwie bestimmten 
und bestimmbaren Verbraucherschutz als solchen, sondern eben um kon­
krete Maßnahmen geht. Für die kompetenzrechtliche Beurteilung ist es 
daher wesentlich, welchem Zweck innerhalb des Sammelbegriffs Verbrau­
cherschutz die Maßnahme dient - zB dem Schutz vor Irreführung, dem 
Schutz der Gesundheit oder der Sicherstellung der Nahversorgung -, ob zB 
normative oder nichtnormative Instrumente und unter den normativen gefoh­
renabwehrende oder wirtschaftsaufsichtsrechtliche oder -lenkende Instru­
mente gewählt werden und ob der Verbraucherschutz das einzige Ziel der 
Maßnahme oder nur eines von mehreren ist'"). 

B. Grundfreiheiten und Grundrechte

Verbraucherschützende Maßnahmen, jedenfalls soweit sie normativer 
Art sind, bewirken regelmäßig einen Eingriff in gemeinschaftsrechtlich ge­
währleistete Grundfreiheiten und in gemeinschaftliche und nationale Grund­
rechte. Der Verbraucherschutz ist nun in beiden Bereichen zweifelsohne ein 

17) Eine cletaillicrle Analyse findet sich in We/Jer!Wa/zel ,, Wiese11rrrn (FN 1)
26 ff. 

") Vgl zB zum Verbraucherschutz im Rahmen von Gewerbe- und Raumord­
nungskompetenz VfSlg 9543/ 1982, 1 J.853/ 1988. 12.068/1989, 14.685/1996. 
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anerka1�11tes öffentliches I11teresse, das solche Eingriffe rechtfertigen kann. 
Worau�, es �,1111� ankommt, ist die Verlüillnismäl3i�keiL der jeweiligen Maß­
nahme'). Dies 1st nun der Ort. an dem uic vielzitienen ,.Verbraucherleitbil­
der" �·echtsdogmatisch ein Rolle spielen - Stichwort: .,mündiger" Verbrau­
cher 111 der EG, ,.flüchtiger" Verbraucher in Österreich - und an dem auch 
die Unterscheidrn�g von marktkomplementären und marktkorrigierenden In­
strum

_
ente1_1 

_
rechtliche Bedeutung erlangt"'). Rechtlich gesehen, stehen hinter 

d_em J�we1flgen Verbraucherleitbild empirische Einschätzungen und darnus 
abgele1'.ele A

'.
111al�men darüber, was zum Schutz des Verbrauche geeignet 

und_ ertorderl1ch _1st - also Elemente der klassischen YerhUl1nismäßigkeits­
prutung. ��1d die Unterscheidung zwischen marktkomplementären und 
111arktkorng1erenden Instrumenten läßt sich in einer von wirtschaftlichen 
Grundfreiheiten und -rechten geprägten Ordnung in die Frage nach dem ge­
lmderen Mittel zur Zielerreichung übersetzen, betrifft also die Erforderli�h­
keit des Eingriffs. Aus der Sicht des gemeinschaftlichen wie des österreichi­
schen Verfassungsrechts spricht daher in der Tat viel dafür, im Zweifel vom 
mündigen Verbra�1cher auszugehen und etwa Informationsregelungen den 
Vorrang vo

_
r Qualitätsvorschriften oder gar Verboten zu geben. Im Bereich, 

der vom pnmliren ode1: vom vollharrnonisierten sekundären Gemeinschafts­
recht erfaßt wird, ist Osterreich ohnehin zur Übernahme der einschlägigen 
Rechtsprechung des EuGH verpflichtet. 

Alf.erdings darf man auch hier nicht pauschalieren. Zunächst können In­
formationen mitunter stürkere Beeinträchti0ungen der unternehmerischen 
F . 

0 

re1heite11 mit sich bringen als Verbote - man denke nur an staatliche War-
nungen oder Empfehlungen, die den Ruf und den gesamten Absatz eines 
Unternehmens gefährden können, während ein Verbot nur ein bestimmtes 
Produkt betreffen würde, das die Firma oft ohne weiteres Aufsehen vom 
Markt nehmen kann. In solchen Fällen kommt noch ein allgemeines Pro­
blem des österreichischen Rechtsschutzsystems dazu: Wenn der Staat nur 
die Unternehmen verpflichtet, die Verbraucher zu informieren, haben wir es 
unstreitig mit einem Grundrechtseingriff zu tun, der an die üblichen Verfas­
sungs-, auch Kompetenzschranken, gebunden ist, in den traditionellen Hand-

'") Aus der österreichischen RSp zß VfSlg 11.853/1988; 12.094/ 1989, 
12.]79/1990; 12.481/1990; 13.318/1992, 13.576/1993, 13.635/1993. 13.704/1994, 
13.891/1994, 14.174/1995, 14.611/1995; VfGH G 439/97 v 14. 10. 1998; VwGH 
98/10/0250 v 22.J.1999; aus dem Gemeinschal'Lsrecht zuletzt EuGH 28.1.1999, 
Rs C-303/97, S<'la/.:.cllcrl'i K1!.1S/cr. noch ni.:ht in Slg; 9.2.1999, R · C-383/97. rn11 t!er 
Laa11, noch nicht in Slg: wo.:itcrc Nachwdse der RSp des EuGII linc.len ich zB bei 
Matt/11esli· Borries, i_i!: Gmhid/-li/f (I·!• ·gJ. Kommentar zur Eur pliischen Union 
(l.osebla11Slg, 1983 II) Arl 30. Rn 35 1: und in den in der näch ·1en FN �ena11111en 
Werken. 

-

'") Dazu zB Lt!cl,ela (FN 1) Rn 34 IT; Reict, (FN 1) 63 f; Riijj1C'r, in diesem 
Band ( bei FN 213 ff). 
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lungsformen erfolgt und dem normalen Rechtsschutz unterliegt. Wenn aber 
ein staatliches Organ selbst informiert, warnt oder empfiehlt oder andere Or­
ganisationen finanziert, die dies tun, bleibt nur Wahl zwischen einer Deu­
tung als „privatrechtliches" Handeln, das dann möglicherweise nach dem 
UWG bekämptbar wäre, aber dessen Bindung an eine spezielle gesetzliche 
Ermächtigung und an Kompetenzgrenzen fraglich wäre, oder einer öffent­
lich-rechtlichen Deutung, bei der sich allerdings der Eingriffscharakter der 
Maßnahme, die Handlungsform �md die Rechtsschutzmöglichkeiten alles an­
dere als von selbst verstehen"). Auch das ist bei der Entscheidung für Infor­
mationsinstrumente zu berücksichtigen. 

Weiters hat mehr Information in manchen Fällen keine Wirkung, weil 
sie einfach nicht verarbeitet wird. Auch sind nicht alle Konsumentengruppen 
gleich; es gibt zB auch Kinder"). Und schließlich macht es auch einen Un­
terschied, ob es um die Sicherheit und Gesundheit von Konsumenten geht 
oder nur um ihre Wahlfreiheit: Weder aus Gemeinschaftsrecht noch aus 
österreichischem Verfassungsrecht folgt die Pflicht, den Verkauf eines 
Lebensmittels unter Verweis auf seine Giftigkeit zu erlauben'-'). Von einem 
generellen Vorrang eines liberalen Informationsmodells gegenüber einem 
sozialen Schutzmodell kann also nicht gesprochen werden. 

C. Staatsziele und Schutzpflichten

Die Beispiele zeigen auch, daß eine Betrachtung nur aus der Sicht des 
in seiner Freiheit beschränkten Unternehmers zu kurz greift. Neben Ermäch­
tigungen und Grenzen des Verbraucherschutzes könnte es auch eine Pflicht 
zum Verbraucherschutz geben. 

Einen „Beitrag zur Verbesserung des Verbraucherschutzes" zu leisten, 
ist der Gemeinschaft durch Art 3 Abs l lit t EGV ausdrücklich aufgegeben, 
und sie soll ein „hohes Verbraucherschutzniveau" sichern (Art 153 Abs 1; 
vgl auch Art 95 Abs 3 EGV). Aus diesen sehr allgemeinen Grundsätzen 
können nun zwar nicht unmittelbar Handlungspflichten der Gemeinschafts­
organe abgeleitet werden, die etwa mittels Untätigkeitsklage durchsetzbar 
wären. Wenn die Gemeinschaft aber tätig wird, dann ist die angemessene 
Berücksichtigung von Verbraucherschutzinteressen eine im Grundsatz ge-

") Zur - mE zutreffenden - öffentlich-rechtlichen Deutung durch den OGI-I und 
ihren Folgeproblemen HolouhC'k, in diesem ßand (bei FN 106). 

") Vgl zB EuGH 9.7.1997. verb Rs C-34/95, C-35/95, C-36/95, De Agosti11i 
(S1·c11s/.:.a) För/ag, Slg 1997 1-3843, zur Zulässigkeit von Beschränkungen kinderbe­
zogener Fernsehwerbung. 

'-') Vgl zß zum Vorsorgegrundsatz beim Gesundheitsschutz im Zusammenhang 
mit BSE-ßekämpfungsmaßnahmen EuGH 5.5.1998, C-157/96, Na1iu11al Fam,er·s 
U11iu11, Slg 1998 1-2211; 5.5.1998, Rs C-180/96, \lffC'i11ig1es K,,11ig reich/K0111111is.,io11. 
Slg 1998 1-2265. 
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richtlich überpütbare Rechtsfrage, wenngleich der EuGH den Gesetzge­
bungsorganen der Gemeinschaft hier einen großen Ermessenspielraum ein­
rUumt und insbesondere nicht eine Harmonisierung auf dem höchsten mit­
gliedstaatlichen Schutzniveau verlangt'"). Im Umkehrschluß erscheint im­
merhin eine völlige Außerachtlassung des Verbraucherschutzes oder eine 
(Voll-)Hannonisierung auf dem niedrigsten mitgliedstaatlichen Schutzniveau 
unzuHissig, und denkbar ist darüberhinaus eine A1t Rückschrittsverbot in der 
Art, daß _ein einmal erreichtes Niveau nicht mehr preisgegeben werden darf, 
wenn sich die Umstände nicht ändern oder der Rückschritt nicht zur Verwirk­
lichung eines überwiegenden Vertragszieles gerechtfertigt werden kann"). 

Anders als etwa im spanischen oder portugiesischen'") findet sich da­
gegen im österreichischen Verfassungsrecht keine Verankerung des Ver­
braucherschutzes als Staatsziel und, sieht man von einzelnen Landesverfas­
sungen ab, auch kein allgemeiner Grunds,1tz wie das deutsche Sozialstaats­
prinzip als Grundlage solcher Überlegungen. Auch für grundrechtliche 
Schutzpflichten des Gesetzgebers ist wenig Raum, schon weil die ausdrück­
lich gewährleisteten Grundrechte Menschenwürde und allgemeine Hund­
lungsfreiheit nicht und den Gesundheitsschutz nur bruchstückhaft umfassen. 
Der Gesundheitsschutz und auch der Schutz eigentumsrechtlicher Positionen 
könnten allerdings - allenfalls vermittelt über den Gleichheitssatz - in eini­
gen Situationen immerhin eine Mindestberücksichtigung von Verbraucher­
schutzinter�ssen verlangen. Einen kuriosen Sonderfall bildet die jüngst im 
Schnellverfahren erlassene Verfassungsbestimmung des § 5a PreisG"), nach 
t!er der Wirtschaftsminister unter bestimmten Umständen einen Höchstpreis 
tür Erdöl und seine Derivate zu bestimmen „hat". 

Anders sieht es dann freilich bei der Umsetzung von Richtlinien und 
vor allem beim Vollzug existierender gesetzlicher Bestimmungen aus. Hier 
bestehen konkrete staatliche Handlungspflichten, deren Nichterfüllung im 
Einzelfall durchaus (amts)haftungsrechtliche Konsequenzen haben kann2'). 

'') EuGH (FN 13). 
''J Zu Rückschrillsver?oten und ähnlichen Konstruktionen aus rec.:htsverglei­

clH.:nder Sicht: M<.'rh, Rechtliche Grenzen für den Umbau uncl Abbau des Sozialstaa­
tes, in: H,!fi11a1111 ua (Hrsg), Armut und Verfassung. Sozialstaatlichkeit im europäi­
schen Vergleich ( 1998) 13 ( 19 ff). 

''') An 51 (Spanien); Art 81 lit j (Porlllgal). 
") ldF 13Gl31 1 1999/50; die Regelung soll der Abwendung eines durch ,.eint: 

ungerechtf�rtigte Preispolitik der Mineralölwirtschart" verursachten ,.großen volks­
w1rtscha/t/u.:hen Schadens, und zwar sowohl für die Wirtschaft als auch für die Kon­
surnente11"', dienen: IA 1045/A XX.GP. 

") Für das Gemeinschaftsrecht klassisch: EuGH 14.7.1994, Rs C-91/92, Facci-
11i Dori, Slg 1994 1-3325; jüngst in einem österreichischen Fall: EuGH 15.6. J 999, Rs
C- 140/97, R<'clibcrgl' r, noch nicht in Slg; zum österreichischen Recht Nachweise bei
Ra.,c/1<111l' r, in diesem ßand (FN 51 ).
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III. Funktionen des öffentlichen

Wirtschaftsrechts für den Verbraucherschutz 

Im folgenden soll die Rolle des öffentlichen Wirtschaftsrechts im Ge­
samtgefüge zivilrechtlich er und öffentlich-rechtlicher Verbraucherschutzre­
gelungen etwas näher betrachtet werden. Vorauszuschicken ist, daß Gemein­
schaftsrecht wie Verfassungsrecht dem Gesetzgeber idR die Wahl zwischen 
öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Instrumenten des Verbraucher­
schutzes offenläßt"'). Sie richtet sich daher nach rechtspolitischen und 
rechtssystematischen Gesichtspunkten. Allerdings sind damit öffentlich­
rechtliche und privatrechtliche Instrumente nicht schon völlig beliebig aus­
tauschbar, sondern müssen mit Rücksicht auf ihre besonderen Funktionswei­
sen und -bedingungen eingesetzt werden. Überblickt man nun die Vielzahl 
an einschlägigen Regelungen, hat man nicht immer den Eindruck eines 
wohlüberlegten Systems·�'). Trotzdem lassen sich einige Gesichtspunkte aus­
macheir11). 

A. Einzelne Funktionen

1. Verstärkungsfunktion

Zunächst können öffentlich-rechtliche Regelungen den privatrechtli­
chen Verbraucherschutz verstärken. So enthält zB das KonsumentenschutzG 
eine Reihe von Verwaltungsstratbestimmungeff"). Damit wird keine neue 
Pflicht geschaffen, sondern bestehenden Pflichten zivilrechtlicher Art 
gegenüber dem Vertragspartner werden dadurch zugleich auch öffentlich­
rechtliche Pflichten gegenüber dem Staat. Damit ist ein zweiter Weg der 
Rechtsdurchsetzung eröfföet. 

Ein solcher zusätzlicher Mechanismus kann dort wichtig sein, wo die 
Wahrscheinlichkeit privater Rechtsdurchsetzung für die Zielverwirklichung 
zu gering ist - sei es aus Informationsmangel des Betroffenen, aus fehlen-

''') Zum Gemeinschartsrecht vgl clas Arbeitsdokument der Kommission .. Der 
Vollzug des Europäischen Verbraucherrechts" v 27.3.1998, SEK(l998)527 endg, 6, 
8, 14 f. 

"') Das wird vor allem im Beitrag von Rasclwuer, in diesem Band, sehr 
deutlich. 

·") Die folgende Übersicht lehnt sich an Sc/1111id1-Af/111a1111, Öffentliches Recht
und Privatrecht: Ihre Funktionen als wechselseitige Auffangordnungen, in: Hoff 
111a1111-Rie111/Scl1111id1-A.f/11,a1111 (Hrsg), Öffentliches Recht uncl Privatrecht als wechsel­
seitige Auffangordnungen ( 1996) 7, an. 

·") !i 32. Weitere Beispiele der „Verdopplung" von zivilrechtlichen und verwal­
tungsrechtlichen Sanktionen bei Rasclwua, in diesem Band. 
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dem Interesse, weil noch kein Schaden entstanden ist, aus Scheu vor dem 
Prozeßrisiko, weil sich die Konfliktparteien irgendwie anders geeinigt haben 
oder aus anderen Gründen. Gerichte werden nur auf Antrag tätig, die Ver­
waltung handelt auch von Amts wegen. Öffentlich-rechtliche Rechtsdurch­
setzung allein wäre hier sicher nicht ausreichend; als Verstärkung kann sie 
aber durchaus ihre Berechtigung haben, weil sie eben nicht von privatem 
Nutzenkalkül zufällig Betroffener abhängt. Öffentliches Verbraucherrecht 
kann deshalb größere Breitenwirkung haben und den Schutz der Allgemein­
he1_t bew1�·�en, wlihrend die zivilrechtlichen Instrumente jedenfalls primär
aut Betrottenenschutz abzielen. 

2. Ergänzungsfunktion

Öffentliches Verbraucherschutzrecht kann privates weiters auf ver­
schiedene Weise ergänzen. ZB ergänzen sich öffentlich-rechtliche Betriebs­
pflicht und privatrechtlicher Kontrahierungszwang bei der Versorgungssi­
cherung'-'). Die beiden Instrumente sind unabhängig voneinander einsetzbar, 
aber in manchen Situationen kann das eine Instrument ohne das andere das 
Ziel nicht erreichen. 

3. Präventionsfunktion

Die wohl wichtigste Funktion des öffentlichen Verbraucherschutzrechts
besteht in der Prävention. Das Privatrecht greift in vorvertraglich oder ver­
traglich oder durch Schadenszufügung bereits individualisierten Rechtsbe­
ziehungen und entfaltet Präventionswirkung nur indirekt. Öffentlich-rechtli­
che Konsumentenschutzregelungen - von der Zulassung von Produkten und 
Anbietern über die Marktaufsicht bis zum Preisauszeichnungsrecht, Ver­
triebsverboten und Werberegelungen'") - wirken dagegen von vornherein 
schon im Vorfeld. Viele dieser Vorschriften sollen es gar nicht zur Ge­
schüftsanbahnung mit bestimmten Partnern oder in bezug auf bestimmte 
Waren oder Dienstleistungen kommen lassen, jedenfalls aber zivilrechtliche 
Auseinandersetzungen dadurch hintanhalten, daß Irreführungen, Überrum­
pelungen oder Schäden gar nicht erst auftreten. 

4. Vertrauensbildungsfunktion

Zugleich sind diese Vorschriften wichtig, weil sie das für eine funktio­
nierende Wirtschaft essentielle Grundvertrauen schaffen. Natürlich ist damit 
noch nicht die Qualifät der einzelnen Dienstleistung oder Ware im Einzelfall 

·"J Zß § 8 KrartfahrlinienG; �§ 105, 106 Abs 3 GewO flir Rauchfangkehrer.
·") Vgl die Beispiele und Systematisierungen in den Beitriigen von Hvloubek

und Rasclw11ff, in diesem Band. 
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garantiert. Die privatrechtlichen Beziehungen der Marktteilnehmer entwickeln 
sich aber leichter, wenn die Verbraucher zumindest im großen und ganzen zB 
darauf ve1trauen können, daß Werbebotschaften nicht völlig falsch, Lebens­
mittel oder Kosmetika nicht gesundheitsgefährdend, Spielwaren nicht lebens­
gefährlich und Anwälte oder Elektriker nicht ahnungslos sind. Nicht nur die 
Verbraucher, sondern gerade auch die Anbieter von „Vertrauensgütern"·") pro­
fitieren von dieser öffentlich-rechtlichen Risikoreduktion. 

5. Vorklärungsfunktion

Kommt es tatsächlich zu zivilrechtlichen Auseinandersetzungen, hat
das öffentliche Verbraucherschutzrecht eine wesentliche Vorklärungsfunk­
tion in jenen Fällen, in denen das Zivilrecht keine speziellen Beurteilungs­
maßstäbe enthält. Der Zivilrichter kann sich an den spezifischen Wertungen 
des öffentlichen Verbraucherschutzrechts orientieren und öffentlich-recht­
liche Sorgfaltsstandards oder andere konkrete Handlungs- und Unterlas­
sungspflichten zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen machen. Aller­
dings ist der Ausgangspunkt nicht der Endpunkt: Verstöße gegen öffentlich­
rechtliche Verbote können, müssen aber nicht zur Nichtigkeit privater Ver­
träge führen; die Nichtbeachtung öffentlich-rechtlicher Vorschriften kann, 
muß aber nicht schadenersatzrechtlich relevant werden; öffentlich-rechtliche 
Vorschriften können privatrechtliche Informationspflichten und Sorgfalts­
standards beeinflussen, sind aber nicht von vornherein mit ihnen identisch"'). 
Das öffentliche Verbraucherschutzrecht kann also dem privatrechtlichen in 
vielfältiger Weise das Terrain bereiten; es übernimmt aber nur die Grob­
steuerung, während dem Privatrecht mit der ihm eigenen Flexibilitfü die 
Feinabstimmung im Einzelfall obliegt. 

6. Immunisierungsfunktion

Soweit das Privatrecht an öffentlich-rechtliche Vorschriften anknüpft,
hat die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Verbraucherschutzvorschriften 
für den betroffenen Anbieter von Waren oder Dienstleistungen nati.irlich um­
gekehrt auch den Vorteil, daß er privatrechtliche Sanktionen nicht zu fürch­
ten braucht. 

7. Organisationsfunktion

Das öffentliche Recht enthält nicht nur materielle Regeln, sondern
schafft auch die organisatorischen und verfahrensbezogenen Rahmenbedin­
gungen für den Verbraucherschutz. Das gilt nicht nur allgemein für die staat-

'') S oben l.ß. 
"') Vgl zß Rascha11er, in diesem Band (bei FN 185 ff). 
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1 iche Rechtsetzung und Vollziehung, sondern auch für die verbraucher­
schutzspezifischen Aktivitäten etwa von beruflichen Selbstverwaltungsorga­
nen, Interessenvertretungen, Nomrnngsorganisationen und Zertifizierungs­
stellen"). Es ist das öffentliche Wirtschaftsrecht, das diesen Aktivitäten Pri­
vater die Grundlage bietet und sie mit den staatlichen Funktionen verknüpft. 

_ _Beides - ?rganisation und Verfahren der staatlichen Rechtsetzung und
E1nb111dung privater Aktivitäten - ist für den Verbraucherschutz besonders 
wichtig angesi�l�ts der Internationalisierung, Technisierung, Exekutivlastig­
ke1t und Pnvat1s1erung der Rechtserzeugung im Wirtschaftsrecht. Alle diese 
Entwicklungen sind bis zu einem gewissen Gmd unvermeidlich, weil sach­
angemessen, und sie verstürken einander noch: Die Internationalisierung des 
Verbraucherschutzrechts ist nur die notwendige Reaktion auf die Internatio­
nalisierung der Wi11schaftsaktivitfüen; an der Technisieruno des Rechts führt 
in vie_len Be_reichen kein Weg vorbei, wenn man Anforder:ngen an Produk­
te, D1enstle1stungen und zugehörige Informationen genau fassen will; mit 
technischer Detailregelung, erst recht auf internationaler Ebene, sind Parla­
mente überfordert; staatlicherseits kann diese Aufgabe nur von der Exekuti­
ve geleistet werden - oder sie wird eben Privaten übertragen. Die zunehmen­
de Einbeziehung Privater in Rechtsetzung und Kontrolle, wie sie sich etwa 
der großen Bedeutung von technischen Nonnen und Zertifizierungen im 
Rahmen der neuen Konzeption der EG äußert"), ist in vielerlei Hinsicht vor­
teilhat"t, nicht nur zur Vermeidung staatlicher Überlastung, sondern auch 
etwa zur Gewinnung notwendigen Sachverstandes und zur Verrinoerung von 
Vollzugsdefiziten. 

0 

Im Hinblick auf den Verbraucherschutz führen diese Entwicklungen al­
lerdings zu einer gewissen Paradoxie: Unter solchen Umständen haben im 
Prozeß der Rechtsetzung die besser Organisierten eine noch stärkere Stel­
lung als sonst, und das sind in der Regel eben nicht die Konsumenten. Die 
Verbraucher, also definitionsgemäß die Laien, haben nur dann eine seriöse 
Durchsetzungschance, wenn sie Profis sind. Umso wichtiger sind staatliche, 
also öffentlich-rechtliche Organisations- und Verfahrensregeln, die im staat­
lichen wie im nichtstaatlichen Bereich für Transparenz der Entscheidungs­
prozesse und Zurechenbarkeit von Verantwortung sorgen, eine angemessene 
- auch organisierte - Verbraucherbeteiligung vorsehen und eine gewisse Di­
stanz der zustündigen Stellen von den betroffenei] Interessen gewährleisten.

. ") Vgl zß §_4 Abs 2 Z 5 Arbeiterkan11111::rG (Konsumentenschutz als Aufgabe);
� l(l Elcktro1echn1kG 1992; § 49 Abs 2 Z I EIW0G; § 9 Abs I Z I Chemiewaffen­
konvention-DurchflihrungsG; § 4 BG ßGßl 1992/309 (Wahrnehmung von Konsumen­
tcnschutzanliegen in Beiriiten); § 2 Abs I lit a NormenG 1971; allgemein: W<!ber/ 
W<1l::ef ,. W1e.H'11tre11 (FN 1) 39 ff. 

") Dazu Ho/011/Jek, in diesem Band (bei FN 83 ff, 107 ft). 
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8. Entlastungsfunktion

Durch Prävention, Vertrauensbildung, Vorklärung, Immunisierung und
Schaffung eines organisatorischen Rahmens entlastet das öffentliche Ver­
braucherschutzrecht die Zivilgerichte, weil ihnen mancher Streit erspart 
bleibt, die Marktteilnehmer, weil ihre faktischen und rechtlichen Risiken 
und damit auch ihre Transaktionskosten sinken, die nichtstaatlichen Akteure 
in Normsetzung und -anwendung, weil es ihnen eine Rolle zuweist und 
einen Rahmen bietet, und das Privatrecht als System, weil es ihm die 
flächendeckende Entwicklung bereichsspezifischer Standards erspart. 

9. Droh- und Reservefunktion

Schließlich gibt es auch Teile des öffentliches Verbraucherschutzrechts,
die grundsätzlich gar nicht zur Anwendung kommen sollen. Wie das Bei­
spiel der Ermächtigung zur Regelung de Benzinprei es zeigt'''), geht es hier 
in erster Linie um eine Drohfu11kti n: Die Mineralölwi11schaft soll dadurch 
zu „freiwilligen" Preissenkungen bewegt werden. 

Noch eine Stufe „höher" ist die verbraucherschi.itzende Reservefunk­
tion des öffentlichen Wirtschaftsrechts angesiedelt. Hier geht es um Recht, 
das noch gar nicht erlassen ist, das aber erlassen werden könnte und auf des­
sen Erlassung nur deshalb verzichtet wird, weil sich die betroffenen Unter­
nehmen zu einer freiwilligen Selbstbeschränkung bereiterklären. 

Auch diese Mechanismen bewirken eine Entlastung - diesmal des for­
mellen Rechtsetzungs- oder Vollzugsapparats -, die allerdings gelegentlich 
durch eine Verwischung von Freiheit und Zwang, auch gegeni.iber dem Ein­
zelunternehmen im sich selbst verpflichtenden Verband, erkauft wird. 

10. Vereinheitlichungsfunktion

Zuletzt sei noch erwähnt, daß natürlich das an die Mitgliedstaaten ge­
richtete EG-Richtlinienrecht zur Harmonisierung des Verbraucherschutzes 
m1türlich ebenfalls zum öffentlichen Recht gehört, und zwar auch dann, 
wenn zivilrechtliche Regelungen harmonisie11 werden. 

B. Verbraucherschutz als rechtsbereichsübergreifende
Aufgabe

Die vorstehende Skizze ist sicherlich in vieler Hinsicht ergänzungs­
und differenzierungsbedürftig. Sie enthält auch nur mögliche Funktionen des 
existierenden öffentlichen Verbraucherschutzrechts Österreichs und der EG. 

''') S oben bei FN 27. 
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Mit ihr wird weder behauptet, daß alle genannten Regelungen ihre Funktio­
nen tatsächlich zufriedenstellend erfüllen, noch, daß jede dieser Funktionen 
ausschließlich mit öffentlich-rechtlichen Instrumenten gewährleistet werden 
kann, und auch nicht, daß alle diese Funktionen im konkreten Ausmaß 
tatsächlich notwendig sind. 

Die Skizze soll allerdings deutlich machen, daß der Verbraucherschutz 
weder als öffentlich-rechtliche Sozialgestnltung mit einigen zivilrechtlichen 
Anhängseln noch als Privatrechtsdomäne mit bedauernswerten öffentlich­
rechtlichen Übergriffen verstanden werden kann. Er ist eine übergreifende 
Aufgabe, die mit einer sinnvollen Kombination öffentlich-rechtlicher und 
zivilrechtlicher Instrumente bewältigt werden muß. Die Rechtswissenschaft 
könnte dnzu einen Beitrag leisten, indem sie über die Dogmatik und Syste­
matisierung hinaus auch die Funktionsannlyse rechtlicher Instrumente stär­
ker in ihr Programm einbezieht. Daß dafür empirische Informationen und 
gelegentliche Hilfestellungen von Nnchbarwissenschaften erforderlich sein 
mögen, mi.ißte für eine Disziplin, in der die teleologische Argumentation 
zum Standardrepertoire gehört, kein Hindernis sein. 
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